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Unternehmensübertragung auf GmbH
Steuerneutral?
Bringt ein Einzelunternehmer seinen Betrieb in eine Kapi-
talgesellschaft (z. B. GmbH) ein, führt dies grundsätzlich zu 
einer Aufdeckung der stillen Reserven und damit zu einem 
einkommensteuerpflichtigen Aufgabegewinn. Nur unter be-
stimmten Voraussetzungen kann die Kapitalgesellschaft die 
Buchwerte des bisherigen Betriebs fortführen, sodass es zu 
keinem Aufgabegewinn kommt. Eine der Voraussetzungen 
ist, dass alle wesentlichen Betriebsgrundlagen auf die Kapi-
talgesellschaft übertragen werden, d. h., dass zumindest das 
wirtschaftliche Eigentum übergeht.
Der Begriff „wesentliche Betriebsgrundlage“ ist funktional zu 
verstehen. Als funktional wesentlich sind die Wirtschaftsgü-
ter anzusehen, die für den Betriebsablauf ein wesentliches 
Gewicht haben und damit für die Fortführung des Betriebs 
notwendig sind oder dem Betrieb das Gepräge geben. 
Grundstücke, wozu auch der Miteigentumsanteil an einem 
Grundstück gehört, auf dem die Kapitalgesellschaft ihr Un-
ternehmen betreibt, gehören fast immer zu den wesentlichen 

Grundlagen eines Einzelunternehmens. Wird das Grundstück 
bzw. der Miteigentumsanteil nicht auf die Kapitalgesellschaft 
mitübertragen, scheidet eine Buchwertfortführung aus und es 
kommt zu einem Aufgabegewinn.
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs gelten diese Grund-
sätze auch im Rahmen einer Betriebsaufspaltung. Eine solche 
liegt vor, wenn der Nutzungsberechtigte (im Regelfall der Ei-
gentümer) zumindest eine wesentliche Betriebsgrundlage der 
GmbH zur Nutzung überlässt (sog. sachliche Verflechtung) und 
die GmbH aufgrund seiner Beteiligung beherrscht (sog. per-
sonelle Verflechtung).
Hinweis: Das Urteil des Bundesfinanzhofs ist zur Rechtslage 
vor 2007 ergangen, gilt aber auch für die neue Rechtslage 
ab 2007.

GmbH-Geschäftsführer
Sozialversicherungspflicht
Geschäftsführer einer GmbH unterliegen grundsätzlich den 
Weisungen der Gesellschafter und sind deshalb regelmäßig als 
abhängig beschäftigt und damit als sozialversicherungspflichtig 
anzusehen. Dies hat das Bundessozialgericht entschieden.
Eine Ausnahme gilt für Geschäftsführer, die zugleich Gesell-
schafter der GmbH sind, wenn sie durch Einflussnahme auf 
die Gesellschafterversammlung die Geschicke der Gesellschaft 
bestimmen können. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn ein Ge-
schäftsführer mindestens 50 % der Anteile am Stammkapital hält. 
Bei einer geringeren Kapitalbeteiligung bedarf es ausdrücklicher 
Regelungen im Gesellschaftsvertrag über eine umfassende und 
unentziehbare Sperrminorität, sodass es dem Geschäftsführer 
möglich ist, ihm nicht genehme Weisungen der Gesellschafter-
versammlung zu verhindern.
Dementgegen kommt es nicht darauf an, ob ein Geschäftsfüh-
rer einer GmbH im Außenverhältnis weitreichende Befugnisse 
besitzt oder ihm etwaige Freiheiten, z. B. bei den Arbeitszeiten, 
eingeräumt werden. Entscheidend sind vielmehr die rechtlich 
durchsetzbaren Einflussmöglichkeiten auf die Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung.

Für eine Organschaft ist u. a. die finanzielle Eingliederung Voraus-
setzung. Dabei genügt es nicht, dass der mögliche Organträger 
an der Gesellschaft zu genau 50 % beteiligt ist und nur aufgrund 
eines schuldrechtlichen Stimmbindungsvertrags zwischen ihm 
und den Mitgesellschaftern die Mehrheit der Stimmrechte in 
dieser Gesellschaft hat.
Die Stimmrechte bei der Organgesellschaft müssen dem Organ-
träger auf der Grundlage seines Eigentums an der Gesellschaft 
zuzurechnen sein und für eine Beherrschung ausreichen. Eine 
Ausweitung der Stimmrechte durch eine Stimmrechtsvereinba-
rung führt nicht zu einer Beherrschung. Eine solche Vereinbarung 
hat schuldrechtlichen Charakter und führt lediglich zu einer 
Innengesellschaft bürgerlichen Rechts, da mit der Ausübung der 
Stimmrechte ein gemeinsamer Zweck verfolgt wird.
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Bremen)
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Als ich klein war, glaubte ich, Geld sei das wichtigste 
im Leben. Heute, da ich alt bin, weiß ich: Es stimmt.

Eine GmbH schloss mit ihrem Geschäftsführer, der nicht am 
Stammkapital der GmbH beteiligt war, eine Wertguthaben-
vereinbarung. Durch diese Vereinbarung sollte sein vorzeitiger 
Eintritt in den Ruhestand finanziert werden. Der Geschäftsführer 
verzichtete auf monatlich 6.000 € brutto. Das so angesparte Gut-
haben sollte ihm in der späteren Freistellungsphase ausgezahlt 
werden. Lohnsteuer wurde von den einbehaltenen Bezügen nicht 
abgeführt. Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass keine Lohn-
steuer einzubehalten ist. Er sieht keine Rechtsgrundlage dafür, 
bei einem angestellten Fremdgeschäftsführer andere Maßstäbe 
anzusetzen als bei sonstigen Arbeitnehmern. Damit widerspricht 
er der Auffassung der Finanzverwaltung, die Zeitwertkonten als 
mit dem Aufgabenbild des Organs einer Körperschaft für nicht 
vereinbar hält und bereits auf die einbehaltenen Beträge den 
Lohnsteuerabzug fordert.
Hinweis: Beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer können 
bereits im Zeitpunkt der Fälligkeit über die geschuldete Vergütung 
verfügen. Bei ihnen ist weiterhin bereits bei Gutschrift auf dem 
Zeitwertkonto Lohnsteuer einzubehalten.

Das Einkommen einer Organgesellschaft ist dem Organträger 
erstmals für das Kalenderjahr zuzurechnen, in dem das Wirt-
schaftsjahr der Organgesellschaft endet, in dem der Gewinnab-
führungsvertrag wirksam wird. Dieser wird erst mit Eintragung 
im Handelsregister der Organgesellschaft wirksam.
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass eine körperschaft-
steuerliche Organschaft nicht wegen sachlicher Unbilligkeit 
anzuerkennen ist, weil der Gewinnabführungsvertrag trotz 
rechtzeitiger Anmeldung erst im Folgejahr im Handelsregister 
eingetragen wurde. Der Gesetzgeber habe im Rahmen seiner 
Typisierungsbefugnis den Eintritt der Wirkungen einer Organ-
schaft von einem Ereignis (Eintragung im Handelsregister), auf 
das die beteiligten Unternehmen keinen Einfluss haben, abhängig 
machen dürfen. Damit stelle auch die verzögerte Eintragung 
– auch sofern diese auf einem behördlichen Fehlverhalten des 
Registergerichts beruhe – keine sachliche Unbilligkeit dar.

Veräußert ein Gesellschafter seine Anteile an die GmbH, an 
der er beteiligt ist, stellt dies ein Veräußerungsgeschäft dar. Die 
dazu gesellschaftsintern vorzunehmende Umgliederung einer 
freien Gewinnrücklage in eine zweckgebundene Rücklage führt 
nicht zu nachträglichen Anschaffungskosten des veräußernden 
Gesellschafters.
Grundsätzlich können nur solche Aufwendungen des Gesellschaf-
ters den (nachträglichen) Anschaffungskosten einer Beteiligung 
zugeordnet werden, die zu einer offenen oder verdeckten Einlage 
in das Kapital der Gesellschaft führen.
Dass die Umgliederung nun nicht zu nachträglichen Anschaf-
fungskosten führt, lässt sich damit begründen, dass zum Zeit-
punkt der Umgliederung kein Anspruch auf Gewinnausschüttung 
besteht, weil es keinen Gewinnverteilungsbeschluss gibt. Auch 
kann diese Umgliederung nicht einer Kapitalzuführung des Ge-
sellschafters von außen gleichgestellt werden. Ebenso sind die 
handelsrechtlichen Änderungen durch das Bilanzrechtsmoder-
nisierungsgesetz unbeachtlich. Sie betreffen alleine die Gesell-
schaftsebene und haben keine Auswirkung auf die steuerliche 
Beurteilung des Vorgangs beim veräußernden Gesellschafter.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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Ein GmbH-Geschäftsführer haftet als gesetzlicher Vertreter für 
Steuerschulden der GmbH, soweit die Steuern infolge vorsätzli-
cher oder grob fahrlässiger Verletzung der ihm auferlegten Pflich-
ten nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt oder bezahlt werden.
In einem vom Finanzgericht Hamburg entschiedenen Fall wand-
te sich ein GmbH-Geschäftsführer im Wege des einstweiligen 
Rechtsschutzes vergeblich gegen den gegen ihn erlassenen 
Haftungsbescheid für Umsatzsteuer-Schulden der GmbH. Er 
hatte grob fahrlässig und pflichtwidrig gehandelt, weil er seinen 
Vater, der mehr oder weniger alleinverantwortlich die steuerli-
chen und buchhalterischen Angelegenheiten der GmbH führte, 
nicht kontrolliert hatte. Damit trifft ihn ein Organisations- und 
Überwachungsverschulden.
Der Vater hatte Beratungsleistungen, die er vermeintlich ge-
genüber der GmbH erbracht hatte, nicht ordnungsgemäß mit 
Umsatzsteuerausweis abgerechnet. Dies war Gegenstand eines 
gegen den Vater gerichteten strafrechtlichen sowie finanzge-
richtlichen Verfahrens. Er nahm das zum Anlass, um der GmbH 
Umsatzsteuer „nachzuberechnen“, die diese als Vorsteuer gel-
tend machte. Dem GmbH-Geschäftsführer hätten diese außerge-
wöhnlichen Geschäftsvorfälle nicht verborgen bleiben dürfen, da 
der darauf basierende Vorsteuerabzug in den Streitjahren bis zu 
42 % des gesamten Vorsteuervolumens der GmbH ausmachte.

Steuerschulden der GmbH
Haftung des Geschäftsführers?


